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Amtlicher Teil .
Disziplinarverfahren .

** Polizeileutnant Wagner in Freiburg wird beschuldigt»
Leim Bekanntwerden der Ermordung des Abgeordneten Erz »
Lerger Äußerungen getan zu haben , die mit seinen Beamten¬
pflichten in Widerspruch stehen. Das Ministerium des Innern
Hat Hierwegen das Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet .

Der Stand der Feldgewächse in Waden
am Anfang September W2l .

(Mitgeteilt vom Badischen Statistischen Landesamt .)
** Der August hat den langersehnten Regen gebracht, aller¬

dings für manche Kulturen zu spät und für einzelne Landes -
teile in immer noch ungenügender Menge . Die Getreideernte
ist beendet, die Ohm der nie im Mange und da und dort
ebenfalls schon unter . Dach. Die elftere fiel, insbesondere bei
den Winterfrüchten , besser aus als erwartet und die Drusch¬
ergebnisse befriedigen fast allgemein . Die Öhmderträgnisse
find vielfach nur geringfügig , namentlich von nicht bewässer¬
baren Wiesen, die mancherorts vollständig ausgebrannt sind.
Etwas reichlicher waren die Erträge von Wässerwiesen. Auch
Luzerneäcker haben sich durch die Niederschläge ziemlich erholt ,
ebenso Stoppelklee, so daß noch stellenweise befriedigende
Herbstschnitte in Aussicht stehen. Vielerorts wird auch noch
eine erträgliche Herbstweide erhofft.

Der Stand der Kartoffeln wird für das Land im gan¬
gen noch als mittelmäßig bezeichnet . Über die Ernteaussichten
gehen die Meinungen noch sehr auseinander . Auf die Nieder¬
schläge zeigen sich vielfach frische Triebe und neue Knollenan¬
sätze ; es ist indessen fraglich, ob diese noch zur völligen Ent¬
wicklung und zum Ausreisen kommen.

Die Klagen über Schaden durch Mäuse und Engerlinge
haben eher zu- als abgenommen . Auch in bisher von diesen
Schädlingen verschont gebliebenen Bezirken wird das Auftreten
nümentlich der Mäuse neuerdings festgestellt.

Die Reben stehen in den meisten Gegenden schön, die vor¬
handenen Trauben sind fast überall gesund und gehen rasch
der Reife entgegen. Der Wein wird voraussichtlich gut wer¬
ben, das Quantum jedoch teilweise gering , und zwar infolge
der schädlichen Frühjahrsfröste .

Die Totengräber .
Wenn heute das bayerische Volk, entsetzt über immer

neue Enthüllungen des verbrecherischen Treibens der Re¬
aktion in München , schier vor einem Scherbenhaufen zu
stehen meint , dann haben wir hier wieder einmal das
Schulbeispiel für die so oft gemachte Erfahrung
por uns , daß ein an sich nicht schlecht veranlagtes und gut¬
gläubiges Volk, -verführt von den Phrasen brutaler und
machtgieriger Politiker , den Sinn für die Wirklichkeit
Verliert und dem eigenen Verderben entgegenrennt . Bis
bann meistens irgend eine unüberlegte Gewalttat , irgend
eine Überspannung dieses Regiments einseitiger Willkür
dem Volke die Augen öffnet und ihm noch fünf Minuten
vor zwölf den Abgrund zeigt , in den es beinahe hineinge¬
stürzt -wäre.

Noch der Ermordung von Gareis in München die
Ermordung von Erzbergerl Auch diese verübt von den
Sendboten einer in München hausenden , politischen
Geheimorganisation ! Und nun die Enthüllungen
- es preußischenStaatskommissars für die
öffentliche Ordnung , die gestern der Reichs¬
kanzler Dr . Wirth im Überwachungsaus¬
schuß des Reichstages vorgetragen hat . Wenn nur die
Hälfte von dem zuträfe , was hier von amtlicher preußi -
scher Stelle aus auf Grund eines anscheinend sehr um¬
fangreichen Materials mitgeteilt wird , so lägen die Dinge
allerdings so , daß die Vorhersagen derjenigen gerechtfer¬
tigt erscheinen müßten , die schon vor Monaten über die
reaktionäre Gefahr in Bayern die p es s imisti s chsten
Anschauungen vertreten haben .

Eine Besprechung dieser Enthüllungen könnte ihre
Wirkung nur abschwächen . Wir verweisen unsere Leser
auf den weiter unten abgedruckten Wortlaut . Jeder Satz
ist geeignet , mit der Helligkeit des Blitzes die Situation
zu , beleuchten. Und vor unserem Auge enthüllt sich das
Bild eines , offenbar teilweise von Höherer Stelle gedulde¬
ten politischen Verbrechertums , wie es bisher nur in ge¬
wissen südamerikanischenStaaten oder auf dem Balkan er-
lebt worden ist .

Es sind auch hier wieder dieselben Leute , deren
Mentalität wir gestern an dieser Stelle kurz gekennzeich¬
net haben. Es sind dieselben Kreise , die schon einmal
die Totengräber unserer nationalen Wohlfahrt
und unseres nationalen Ansehens geworden sind . Die
Ereignisse haben diese Männer nicht belehrt . Sie fahren
fort , nach Maßgabe ihrer eigenen Engstirnigkeit und

Selbstüberhebung Politik zu treiben , - . h. Deutschland
inS Unglück zu stürzen. Wieder ist ihre Arbeit die Ar »
beitvon Totengräbern . DeS Reiches Wohlfahrt
nach innen und außen haben sie aufs Spiel gesetzt , und
den deutschen Namen haben sie auch vor dem Auslände
wieder einmal aufs schwerste bloßgestellt .

Schon vor einigen Tagen hat Staatskommissar Weiß¬
mann die Äußerung getan , in Preußen selbst brauche
man zur Zeit vor Rechtsputschen nickst Lange zu sein ;
die Zentrale der Gefahren liege ganz wo anders ! Nun ,
wir wissen jetzt, wo sie liegt . Allerdings sind es im we¬
sentlichen norddeutsche beM». preußische Persön¬
lichkeiten, die in München ihr politisches Verbrechertum
organisieren durften . Daß sie es unbestraft und unge¬
hindert konnten, bleibt eine Schmach für das deutsche
Volk, in seiner Gesamtheit . » Und der Reichskanzler hat
recht , wenn er gestern sagte, zwei Jahre lang habe die
Reichsregierung diesen geradezu dämonischen Aufforde¬
rungen zu Gewalt und Mord zugesehen , und das
seivielleichtder einzige Vorwurf , der ihr
gemachtwerden könnte . Man wird dieses Wort
des Reichskanzlers unterschreiben können, in der festen
Voraussetzung , daß das Versäumte nunmehr
nachgeholt wird .

Für das bayerische Volk selbst ist, wie gesagt , das Er¬
wachen aus einem mit allerlei schönen Phrasen genährten
Traum schmerzlich und lehrreich. Gewiß hat die erdrük-
kende Mehrheit der b oden stä n d i g en Bevölkerung in
Bayern nicht im entferntesten daran gedacht, daß ihre
Gutmütigkeit von norddeutschen Reaktionären in einer
derart verbrecherischen Weise mißbraucht werden würde .
Und wir sehen ja auch , daß sich in den letzten Tagen eine
große Kluft aufgetan hat zwischen den wirklich bayerisch
und zugleich gut deutsch empfindenden Parteien der Koa¬
lition und den Kreisen, die politisch und sozial den Mör¬
dern Erzbergers und ihren Spießgesellen nahestehen.

Unter dem Vorwand , für Ordnung zu sorgen , haben
diese von Norden kommenden reaktionären und milita -
russischen Desperados große Teile des bayerischen Volkes
für ihre Zwecke einzufangen verstanden . Jetzt ist man
auch in Bayern in der Lage , diese Zwecke zu erkennen.
Sie laufen nicht auf wahre Ordnung , auf Recht und Ge¬
rechtigkeit hinaus , sondern auf eine „Ordnung "

, die die¬
sen Elementen die Gelegenheit gibt, für sich und ihre
besonderen Ziele im Trüben zu fischen und den
politischen Gegner — sei es durch Polizeimaßnahmen , sei
es durch offene Gewalttätigkeit — unschädlich zu machen
oder zu vernichten.

Auch wir in Baden wissen ja von diesen reaktio¬
nären Elementen aus dem Norden ein Lied¬
chen zu singen . Auch bei uns haben sie versucht, sich sest-
zusetzen und uns mit ihren Organisationen und ihren
Phrasen zu beglücken . Nun , wir haben rechtzeitig ihre
Maske gelüpft und rechtzeitig die Gefahr erkannt . Und
die badische Regierung hat unter der Zustim¬
mung der Bevölkerung dafür gesorgt , daß die schlimmsten
dieser Hetzer wieder den badischen Staub von ihren Füßen
schüttelte. W o sie sich darnach hinbegaben , kann man sich
heute ungefähr denken . Und wir möchten in diesem Zu¬
sammenhang nicht unterlassen , daran zu erinnern , daß ja
auch bei der Wassenschmuggel-Affäre von Osterbur¬
ken die Fäden nach München liefen und in
München die eigentlichen Drahtzieher zu suchen waren .'

Es ist gut , wenn nun endlich einmal allen Schichten
unseres Volkes die Augen geöffnet werden . Unser Ver¬
trauen zu dem anständigen und gerechten Sinn der gro¬
ßen Mehrheit des Volkes ist stark genug , um zu glauben ,
daß sich nunmehr eine sesteAbwehrfront gegen das
ungesetzliche, gewalttätige und stellenweise verbrecherische
Treiben jener nationalistischen Kreise bilden läßt . M i t
Parteipolitik hat das gar nichts zu tun .
Hier handelt es sich um höhere Pflichten ,
um Pflichten der Menschlichkeit und der
Gerechtigkeit .

Wir haben es gestern schon einmal gesagt : Unser Volk
wird zugrunde gehen, wenn es uns nicht gelingt , ne¬
ben der kommunistischen Gefahr auch der
Gefahr des Rechtsbolschewismus Herr zu
werden . Wir unterschätzen dabei die kommunistische
Gefahr nicht eine Sekunde lang . Im Augenblick aber
brennt uns die andere Gefahr mehr auf den Nä¬
geln . Es ist also die Aufgabe einer wirklich verantwor -
tungsbewußten Regierungspolitik , zunächst dieser
Gefahr entgegenzutreten . Daß Reichskanzler Dr . Wirth
für diesen Abwehrkanrpf der rechte Mann ist, wissen wir .
Und schon allein diese Wissenschaft wird genügen , um das
Gefühl ruhiger Sicherheit zu verbreiten .

Politische Neuigkeiten.
Der 'Aberwscbungsausscbuh und die

bayerische Frage.
Beratungen über den Stand der bayrischen Frage fortgesetzt.Die „Frkft . Ztg ." meldet darüber folgendes:

Reichskanzler Dr . Wirth berichtet zu Beginn der Sitzungvon einer Mitteilung des bayrischen Gesandten v . Preger , wo-
rin gesagt wird , daß Bayern nach dem Rücktritt des Ministe -
riums Kahr vor einer politisch völlig neuen Situation stehe.Das s. Zt . amtierende MeschäftSministerium sehe sich außer¬stande, gegenwärtig mit Berlin weitere Verhandlungen zuführen .

Abg. Müller -Franken (Soz .) wies darauf hin, daß die zehnrn München erfolgten Verhaftungen bewiesen hätten , in wel-
chem engen Zusammenhang die Angehörigen der Ehrhardtschen
Brigade zu dem Mord an Erzberger ständen. Diese Brigade
habe sich überall als eine Schande für den deutschen Namen
erwiesen, wo sie auch aufgetreten wäre ; er habe bestimmteNachrichten, daß der Hochverräter Ehrhardt in der nähere »
Umgebung des Münchener Polizeipräsidenten Pöhnrr gesehenworden sei. Er frage deshalb, ob dem Reichskanzler über diese
merkwürdigen Beziehungen eines im Amte befindlichen Po -
lizeipräsidenten zu einem steckbrieflich verfolgten Hochverräteretwas bekannt sei .

Hierauf verlas Reichskanzler Dr . Wir", ein Schreiben de»
Staatskommissars für öffentliche Ord» .. ag Dr . Weitzmanuvom 14. September 1921. Dieses lautet :

„Seit dem Verschwinden der als Leiter bei dem Kapp-Putsch
beteiligt gewesenen Führer haben fortgesetzt Ermittlungen nach
deren Aufenthaltsort stattgefunüen. Durch den Oberreichs¬
anwalt sind in dem dort anhängigen Hochverratsverfahren ge¬
gen den Obersten Bauer , Major Papst und Korvettenkapitän
Ehrhardt Haftbefehle und Steckbriefe erlassen worden. Alle
Bemühungen , der Verfolgten habhaft zu werden, sind indessen
gescheitert. Bereits vor längerer Zeit, etwa im Spätsommer
1920, wurde mir vertraulich mitgeteilt, dah sich die genannten
Kapp-Putschführer zumeist in Bayern aufhielten , in München
und Umgebung vielfach ausgetreten seien und sogar geheim«
Zusammenkünfte daselbst abgehalten haben sollten. Bei der
Bedeutung dieser Mitteilung , die ich ihr insbesondere auch in
Rücksicht auf ihre Zuverlässigkeit beilegen mußte, und in Er -
kenntnis der bereits damals bestehenden Schwierigkeiten eine-
offiziellen Verkehrs mit den zuständigen bayrischen Behörden
habe ich zwei mir unterstellte Kriminalbeamte mit dem Auf.
trag nach Bayern entsandt , die Richtigkeit dieser Mitteilung
nachzuprüfen . Diese Beamten sind nach einigen Tagen zurück-
gekehrt, ohne ihren Auftrag vollständig ausführen zu können.
Die Beamten haben mir berichtet , daß sich die gesuchten Per¬
sonen in der Nähe Münchens aufhalteu sollten , wo sie von
Männern ihrer Gesellschaft , zum Teil sogar von ^aktiven bay¬
rischen Polizeimannschaften , durch scharfe Bewachung geschützt
würden . Es sei so gut wie unmöglich , sich in ihren Schlupf-
Winkel einzuschleichr «, weil jeder, der sich nähere, mit Feuer
empfangen werde. Ich habe aldann erneut versucht , auf ver¬
traulichem Wege Nähere zu erfahren . Darauf ist mir seit kur¬
zer Zeit wiederholt zuverlässig mitgeteilt worden, daß nach
wie vor

Kapitän Ehrhardt und auch die anderen Kapp -Putschführer
sich in der Umgebung München aufhalten .

Kapitän Ehrhardt geht nach diesen mir mit aller Bestimmt¬
heit gemachten Mitteilungen im Polizeipräsidium aus und ein.
Desgleichen steht er in Verkehr mit dem vor einigen Tagen zu¬
rückgetretenen Justizminister Roth. Der Oberst Bauer soll
nach der gleichen Stelle jetzt in Budapest wohnen . Auch er
ist aber in der letzten Zeit wiederholt in München gewesen und
dort mit Kapitän Ehrhardt zusammengetroffen."

Abg. Dittmann (Unabh. ) führt aus , daß die Feststellungen,
die inzwischen von dem Staatskommissär kür öffentliche Ord¬
nung gemacht worden seien , nunmehr die Richtigkeit seiner Be¬
hauptung einer deutschnationaleu Mörderklique in München
erwiesen hätten . E sei weiter erwiesen, daß zurzeit in Bay¬
ern keine Möglichkeit bestände , die dortigen Behörden zu ver¬
anlassen , den Spuren der Mörder Erzbergers nachzugehen. Be¬
zeichnend genug sei ja gewesen, daß erst badische Polizeiorgaue
hätten einschreiten müssen , um den Mordherd in München auf¬
zudecken . Der Münchener Polizeipräsident Pöhner habe sich
selbständig nicht gerührt , um die Kreise ausfindig zu machen ,
denen die Mörder Erzbergers angehörten. Die Reichsregie¬
rung müsse dafür sorgen, daß die staatSgefährlichrn Zustände
in München sobald wie irgend möglich aufhören-

Abg . Hergt (D .-N.) wandte sich in seiner Ausführung gegen
die sozialdemokratischen Redner. Wenn die Behauptung über
die Ehrhardtsche Brigade wahr wäre, würde jeder Deutsch
nationale diese Tatsachen scharf verurteilen . Die Sachlage
sei noch nicht geklärt . Er selbst, Hergt, habe niemals persönlich
oder schriftlich mit Ehrhardt in Verkehr gestanden . Gegen¬
über allen verleumderischen Angriffen auf die Deutschnational -
Volkspartei stelle er sich und seme Freunde zur eidlichen Ver¬
nehmung zur Verfügung , durch die die angeblichen Verbindun¬
gen der Partei mit Mordkreisen oder Gewalttaten aufgeklärt
werden sollten . Er erkläre jeden, der dann noch seine Ver .
leumdung wiederhole, schon jetzt für einen Hundsfott . Dü
Angriffe aus die bayerische Regierung habe der bayerische Ver¬
treter mit Recht zurückgewiesen . Es sei der Reichsregierunx



zum Vorwurf zu machen , daß sie die vom Kommissar Weitz-
mann erhobenen Beschuldigungen der bayerischen Regierung
nicht mitgeteilt habe. In seinen weiteren Ausführungen be¬
gründet der Abgeordnete Hergt den deutschnationalen Antrag
auf Aufhebung der Verordnung des Reichspräsidenten. Die
Verordnung sei gefährlich und verfassungswidrig . Die V«r-
ordnung schaffe ein Ausnahmerecht : sie versage ihren Schutz
gewissen Teilen der Bevölkerung nur wegen ihrer politischen
Gesinnung und versuche , diese Teile mit Verivaltungsmak -
nahmen mundtot zu machen . Nachdem die Regierung in dtp
Frage , ob der Verordnung rückwirkende Kraft innewohnt , von
dem Reichsratsausschuß desavouiert worden sei , erwartet seine
Paxjpi eine Erklärung , daß die Reichsregierung nach dem
Grundsätze - es Ausschusses nun auch Verfahren werde.

Nach einer ausführlichen Rede des bayrischen Gesandten von
Preger stellte Reichskanzler Dr . Wirth zunächst fest,
daß nach einer Auskunft des badischen Justizmini ,
steriums die badischen Kriminalkommissare ohne jede
Schwierigkeit mit den bayrischen Polizeiorganen in der Mord»
sache Erzberger hätten arbeiten können, so daß alle derartige
Gerüchte in der Presse hinfällig seien. Was die Rede des
bayrischen Gesandten anbetreffe , so sei darin ein sehr beach¬
tenswerter Satz ausgesprochen worden. Der bayrische Gesandte
habe gesagt : „Das Empfinden der Bayern muß zart angefaßt
werden." Diesem Satz stimme er durchaus zu ; er glaube auch,
daß seine bisherige Amtsführung bewiesen habe, daß er diesem

»Satz in vollem Umfange Rechnung getragen habe. Aber er
bitte dann auch, daß eine Rücksichtnahme gegenseitig geübt
Werde . In - er Hauptsache werde ja auch das, was in Bayern
an Verhetzung geleistet werde, von landfremden Elementen be¬
trieben . Doch könne er die Auffassung der bayrischen Regie¬
rung nicht teilen, daß die ganze Sachlage des Ausnahmezustan¬
des zunächst ruhen solle, bis sich in Bayern ein neues Mini¬
sterium gebildet. Ein Aufschub der Klärung in den bayrischen
Verhältnissen könne die Lage unmöglich verbessern. Es wäre
besser gewesen , wenn die bayrische Regierung zum mindesten
ihren Gesandten v . Preger beauftragt hätte, die offiziellen Be¬
sprechungen in Berlin weiter fortzusetzen. Daß der Ausnahme¬
zustand in Bayern noch auf weite Zeit hinaus erstreckt werden
sollte, sei für die Reichsregierung unerträglich . Es sei wohl
auch von der Deutschnationalen Partei taktisch nicht richtig ge¬
wesen , daß gerade sie sich zum hauptsächlichstenVerteidiger des
bayrischen Ausnahmezustandes aufgespielt habe. Dadurch wäre
der Zweck des Belagerungszustandes zu deutlich gekennzeichnet
worden. Der bayrische Gesandte v . Preger habe die Frage
gestellt — allerdings ohne Austrag , nur für seine Person —
pb die Reichsregierung nicht ohne weiteres die Forderungen
annehmen würde, die neuerdings von Bayern geltend gemacht
worden seien.

Er erkläre auf diese Vorläufige Anfrage schon jetzt mit aller
Bestimmtheit, solche Hoffnung sei hinfällig . Es sei unmöglich,
die bayrischen Forderungen in ihrem ganzen Umfange und
ohne weiteres anzunehmen . Ziel und Richtung der Politik
des Reichskanzler? sei die Aufhebung des bayrischen Belage¬
rungszustandes ; » wiß gebe es einige Punkte , über die man
sich sehr leicht miteinander werde verständigen können. Aber
dieser Hauptpunkt — baldige Beseitigung des Belagerungs¬
zustandes in Bayern — sei unumstößliches Ziel der Reichsregie-
rung . Bei dieser Gelegenheit möchte er betonen, daß er in
Frankfurt niemals eine Äußerung getan habe, wonach nach
der Lösung der oberschlesischen Frage der bayrische Geschwür
aufgestochen werden müsse . Dies sei frei erfunden .

Was der Abgeordnete Hergt zu der Verordnung des Reichs¬
präsidenten gesagt habe, stehe einzig da. Hergt sei der Mei¬
nung , das Gehirn des einfachen Mannes sei durch die Ver¬
ordnung verwirrt und zu Gewaltätigkeiten aufgereizt worden.
Er verzichte im Augenblick darauf , auf diese Behauptung des
deutschnationalen Abgeordneten unter Anführung eines Riesen¬
materials zu antworten . Das zeige , auf welcher Seite die
hetzerische Tätigkeit liege. Daß aber die Verordnung des
Reichpräsidenten unmöglich zu Gewalttaten aufhetzen könnq ,
beweise der ruhige Verlauf der im ganzen Reiche nach der Er¬
mordung Erzbergers erfolgten Demonstrationen . Auch sei die
Behauptung des Abgeordneten Hergt falsch, daß durch die
Verordnung die Exekutive der Länder ausgeschaltet sei . In
den Ausführungsbestimmungen der Verordnung sei ausdrück¬
lich vorgesehen, daß für die Befugnisse des Vollzugs außer dem
Reichsministerium des Innern auch die Ortspolizeibehörde»
und die ihnen Vorgesetzten Polizeibehörden, also die Landes-
zentralbehörden , zuständig seien. Der Reichskanzler betonte
ausdrücklich , daß er die volle Verantwortung für die Verord¬
nung übernehme . Nicht der Reichspräsident sei dafür verant¬
wortlich, sondern lediglich der Reichskanzler und die Reichsre-
gierung .

preuhen und Bayern .
Die „ München-Augsburger Abendzeitung " will von zuver¬

lässiger Seite erfahren haben, daß die preußische Regierung
die von der bayerischen Regierung und Landtag formulierte
Forderung auf Änderung der Verordnung des Reichspräsiden¬
ten vom 2d . August aufs wärmste unterstützt hat , so daß Preu¬
ßen und Bayern in der Frage der Abänderung der Reichsver¬
ordnung eine Einheitsfront bilden.

Dazu teilt die preußische Regierung amtlich mit :
Diese in der „München-Augsburger Abendzeitung" erschie¬

nene Notiz entspricht in der Form der Veröffentlichung nicht
den Tatsachen; richtig ist vielmehr, daß am letzten Dienstag
zwischen dem preußischen Ministerpräsidenten und dem Reichs¬
kanzler eine Besprechung über die bayerische Frage stattgefun .
den hat , in der der preußische Ministerpräsident den Reichs-
kanzer bat , mit Bayern auf der Grundlage der neuen bayeri¬
schen Vorschläge , vielleicht mit einigen Modalitäten zu einer
Verständigung zu geilangen . Über die Beurteilung der gegen¬
wärtigen Gesamtlage und die Verständigung zwischen Bayer »
und dem Reiche bestand zwischen dem Reichskanzler und dem
preußischen Ministerpräsidenten völlige Übereinstimmung.

Lur Regierungskrise in Bayern .
In das schwankende Bild , das die politische Lage Bayerns

in den letzten Tagen bot, scheint nun doch Ruhe und Klarheit
kommen zu sollen . Die „Bayrische Volkspartei-Korrespondenz",
die dieser Tage noch den Ruf „ Zurück zu Kahr" aufnahm ,
kommt jetzt bei einer objektiven Untersuchung der Ursachen
der Regierungskrise zu Folgerungen , die nichts als den end¬
gültigen Bruch - cr Bayrischen Bolkspartei mit Herrn v . Kahr
bedeuten. Die parteiamtliche Korrespondenz schreibt , daß es
die Haltung des Ministerpräsidenten selbst gewesen ist, aus der
sich unweigerlich sein Konflikt mit den Koalitionsparteien er¬
gab und daß es Einflüsse von außen gewesen seien , auf die
seine Haltung zurückgeführt werden müsse . Diese Tatsache
habe eine für die Bayrische LAolkspartei unerträgliche Situa¬
tion geschaffen und sie in die Zwangslage versetzt, gegen die
Regierung zu stimmen. Es habe sich letzten Endes um eine
Kraftprobe gehandelt, in der dem Parlament ein gewisser
Wille von Unverantwortlichen aufgedrängt werden sollte.
Nebenher verteidigt sich die Korrespondenz der Bayrischen
Volkspartei gegen den Borwurf der Deutschnationalen , als

sei von ihr schon durch das lttoßs Verhandeln mit Berlin , vor
allem aber auch durch die Preisgabe des Kahrschen Stand¬
punktes an der Regierung und der Sache des föderalistischen
Gedankens Verrat geübt worden. Die von der Bayrischen
Volkspartei vorgeschlagene Formulierung , daß bei Annahme
der bayrischen Abänderungsvorschläge durch die Reichsregie¬
rung der Aufhebung des Ausnahmegesetzes in Bayern näh»
getreten werden solle , habe zunLchst auch die Billigung de»
Herrn v. Kahr gefunden, bis dann der Ministerrat des fol-
genden Tages eben unter der Einwirkung fremder. Einflüsse
eine Verklausulierung anstrebte, die das gange Verständigungs¬
werk vernichtet haben würde.

Der „Frkf . Ztg ." wird dazu von ihrem München » Korre¬
spondenten geschrieben :

„Welche Umstände diese plötzliche Wandlung der Bayrische«
Bolkspartei und ihre endgültige Abkehr von Herrn von Kahr
herbeigeführt haben mögen, liegt noch nicht völlig greifbar
zutage. Man weiß wohl, daß in den Reihen der Bayrischen
Volkspartei selbst sofort nach den entscheidenden Beschlüssen
des Ständigen Ausschusses von neuem ein schweres Ringen
begann, indem die unter dem Bann der deutschnationalen
Schlagwortpolitik geratenen Kreise vorübergehend wieder die
Oberhand gewannen und die Forderung auf eine Rückkehr
Kahrs zur Parole erhoben. Inzwischen muß sich ab « unter
dem Einfluß der verantwortlichen Führer der Partei die Er¬
kenntnis von -der Unhaltbarkeit der Situation , die ein solches
ziel- und haltloses Schwanken für die Partei unweigerlich mit
sich bringen würde und von den bedenklichen politischen Folgen
ein» Rückkehr Kahrs durchgerungen haben. Auch hat sich
Wohl in steigendem Maße die Befürchtung geltend gemacht,
daß ein weiteres Nachgeben gegenüber den rechtsradikalen
Tendenzen eines Tages den Bestand der Bayrischen Volkspar-
tei selbst bedrohen könnte. Schon wiederholt haben sich in letz¬
ter Zeit die Organe der Bayrischen Volkspartei veranlaßt ge-
sehen, gegen die Anmaßung , mit der die Deutschnationalen
sich als die alleinigen Hüter der bahr . Rechtsansprüche auf¬
spielten, energisch aufzutreten . Mit besonderer Schärfe tut eS
heute der „Bayrische Kurier ", indem er: sagt, daß für den
Scheinföderalismus der Deutschnationalen nicht Landesinteres .
sen, sondern nackte und bloße Parteiinteressen entscheidet
seien . Diese Politik, die sich auf Bayern erst von dem Augen¬
blick an besonnen habe, als man vermeinte , Bayern für die
eigenen politischen Pläne mißbrauchen zu können, diese Po¬
litik, die Bayern und die bayrischen Rechte ko oft verraten
und mit Füßen getreten habt , habe in der letzten Krisis den
Ausgleich mit dem Reich mit allen Mitteln zu Hintertreiben
versucht. Sie habe sich vor allem für die Erhaltung des bay¬
rischen Ausnahmezustandes eingesetzt, weil sie hoffte, im
Schatten dieses Ausnahmezustandes ihre parteipolitischen Ziele
fördern zu können. Unter dem Deckmantel des Kampfes ge.
gen die Revolution verfolgen jene Kreise Zwecke, die sicy von
revolutionären Zielen in nichts unterscheiden, und dann offen,
hart das Blatt , daß bei dem Umschwung , der sich seit DienÄag
in der Haltung der Bayrischen Bolkspartei vollzogen hat , auch
die aufsehenerregenden Entdeckungen mitbestimmend waren,
zu denen die Verfolgung der Mörder Erzbergers geführt hat.
Das bayrische Volk» so erklärt der „Bayrische Kurier " , lehnt
nicht minder entschieden wie de« Umsturz von links jene „Ge¬
genrevolution " ab, die sich der verwerflichen Gewalttat und
des feigen Mordes bedient» um zu ihrem Ziele zu gelangen.
Mit brennender Scham hat man es in Bayern vernommeq .
daß an der Ermordung Erzbergers Personen beteiligt sind ,
die das bayrische Gastrecht zu verbrecherischen Umtrieben miß.
braucht haben!

Also nicht nur eine Absage an Herrn v. Kahr , sondern eine
offene Kampfansage gegen die ganze Gruppe um ihn . Die
deutschnationale „München-AugSburger Abendzeitung" ist be¬
stürzt von dieser Wendung der Dinge . Sie schreibt jammernd
von einem Sieg der roten Internationale und gelobt, daß die
Deutschnationalen und die Deutsche Volkspartei Herrn von
Kahr die Treue halten würden . Aber alle Entrüstung wird
kaum noch etwas an der Tatsache zu ändern vermögen, daß sich
zwischen der Bayrischen Volkspartei und den Rechtsradikalen
eine Kluft aufgetan hat, die nicht mehr gut zu überbrücken
ist . Die Aera Kahr ist nun doch erledigt , und die Tage der
alten Koalition , in der die Reaktion den Ton angab , werden
Wohl so bald nicht wiederkehren.

"
Die Fraktionen des bayrische» Landtags haben, so meldet

d» Korrespondent der „Frkf . Ztg .
" in einem weiteren Bericht»

am Mittwoch in gesonderten Beratungen zur Krise Stellung
genommen . Entscheidende Verhandlungen sind zwischen den
Koalitionsparteien noch nicht gepflogen worden. Voraussichtlich
wird der Landtag Mittwoch nächster Woche zusammentreten ,
um die Wahl des Ministerpräsidenten vorzunehmen . In der
Fraktionssitzung d» Bayrischen Volkspartei, die als die
stärkste Partei den Ministerpräsidenten vorzuschlagen hat, ist
zwar schon über die Personenfvage gesprochen , doch noch kein
Beschluß gefaßt worden. Von den in der Öffentlichkeit am
meisten genannten Kandidaten wird wahrscheinlich keiner in
Frage kommen. An einer Wiederberufung KahrS, auf die
noch gestern mit starken Mitteln hingeacbeitet wurde , denkt
nun schon kaum noch jemand . Nach dem entschiedenen Ton ,
in dem sich die Bayrische Volkspartei von Kahr lossagtc , haben
Wohl auch die eifrigsten Verfechter dieses Gedankens ihn end¬
gültig fallen lassen . Durch die unerwartet scharfe Kampfansage,
mit der sich die Bayrische Volkspartei gegen die Deutschntiona »
len wendet, ist auch der künftigen Koalitionsbildung von selbst
der Rahmen gezogen . Zwar erläßt der Bayrische Landesbür -
gerrat einen Aufruf , in dem er fordert, daß die Koalition d»
bürgerlichen Parteien stärker werden müßte , als sie zuvor ge¬
wesen sei , doch wird auch dieser Ruf unter den obwaltenden
Umständen kaum den gewünschten Eindruck machen . Die De-
mokraten geben in einer Erklärung zur Lage bekannt» daß
alles , was bisher über die künftige Haltung ihrer Landtags -
fraktion in der Presse verlautet sei, auf müßigen Kombina¬
tionen beruhe . In den nächsten Tagen werde die Landtags¬
fraktion und der Landesvorstand zusammen zur Frage der
Neubildung des Ministeriums Stellung nehmen . Maßgebend
für die Partei werde der Gesichtspunkt sein , daß endlich ein
besseres und die ruhige Entwicklung verbürgendes Verhältnis
zwischen Berlin und dem Reiche hergestellt und Fürsorge ge-
troffen werde, daß die auf beiden Seiten gemachten Fehl» sich
in Zukunft nicht wiederholen können.

Ausschreitungen in München.
Anr Mittwoch abend kam es in einer Münchener Versamm¬

lung zu schweren Ausschreitungen . Dipl .-Jng . Ballerstedt,
der Vorsitzende des föderalistischen Zielen dienenden „Bayern¬
bundes ", sollte über das Thema „Wir verraten Bayern nicht"
sprechen . Schon vor Beginn der Versammlung war der Saal
durch deutsch -völkische, sogenannte nationalsozialistische Arbei¬
ter stark besetzt . Vor der Eröffnung erklärte der Redakteur
des „Völkischen Beobachters" Esser , daß Ballerstedt , weil er
stets über die Judenfrage hinweggehe, nicht reden dürfe . DaS
Wort wurde dem Führer der nationalistischen Arbeiter , Hitler ,
erteilt . Unter großem Tumult besetzten die Deutschvölkischeu
die Bühne . Als Ballerstedt gegen die Vergewaltigung prote¬
stierte und drohte, die Führer wegen Hausfriedensbruch » zu

belangen , wurde er von den Anhängern Hitlers tätlich ange-
griffen , über die Bühne hinabgeworfen und durch den Saal
gestoßen, wobei er eine heftig blutende Kopfwunde davontrua
Ein andere» Mitglied des Bayernbundrs , das den Deutsch-Völ¬
kischen Vorhaltungen machte , wurde ebenfalls mit Fäusten «nh
Stockhieben schwer mißhandelt . Den wüsten Szenen , die im
Saale herrschten, machte das Eingreifen eines stärkeren Auto
gebotes der LandeSpolizri ein Ende.

Die Gekabren von rechts.
* Ein , Privattelegramm d» «Frankfurter Zeitung " meldest

aus Berlin vom 14. September : Die Äußerung , die Reichskanz¬
ler Dr . Wirth vor einigen Tagen beim Empfang der deutsch¬
nationalen Parteiführer tat , er besitze unanfechtbares Material
darüb » , daß. rechtsgerichtete Kreise für die nächste Zeit Ge¬
walttaten Plane«, gibt der Presse der Linken Veranlassung ,
« neut auf die Gefahrenzentren in Südbayern und in Ober-
schlesten hinzuweifen . Vor allem fordert die „Freiheit "

endlich ,
mit Energie gegen Kapitänleutnant Ehrhardt vorzugehen, der»
obwohl seit dem Kapp-Putsch steckbrieflich verfolgt ; seit Jahr
und Tag ungehindert von Besenheim aus die monarchistische
Verschwörerbewegung Deutschlands leite. Auch in Schlesien
scheine zum Teil nur die Ruhe vor dem Sturm zu herrschen.
Alle Anzeichen sprächen dafür , daß Schlesien zu einem zweiten
Baltikum werden könne , aus dem die unter dem Vorwand de«
Bekämpfung des politischen Aufruhrs zusammengezogenen
Freikorps gegen Berlin marschieren würden .

Die bereits gemeldete Verhaftung des südwestdeutschen An¬
tisemitenführers Arnold Rüge hat umfangreiches Material zu¬
tage gefördert, aus dem die Zusammenarbeit zwischen den so,
genannten Nachrichtenzentralen und dem Deutschvölkischen
Schutz - und Trutzbnnd klar hervorgeht. Rüge, der bereits vor
einigen Tagen in Hast genommen war , ist, wie das « Achtuhr¬
abendblatt " mitteilt , keineswegs der spiritus rector dieser Be¬
wegung gewesen. Führer der Selbstschutzorganisation Oberland
war vielmehr « in Herr Kiefer aus München, der dort unter
dem Namen Hauptmann v . Kesel auftrat und sich Rüge zum
Adjutanten ausersehen hatte, um „einen akademisch gebildeten
Menschen neben sich zu haben " . Wie schon erwähnt , herrscht
über die Art der Arbeit, die von Rüge und anderen Nachrich¬
tenzentralen verrichtet wurde, noch immer ein gewisses Dunkel.
Aber schon die Namen der zum Teil wohlbekannten Persön¬
lichkeiten , die in diesen Organisationen an führender Stelle
stehen, lassen darauf schließen , daß ihre Tätigkeit dem Umsturz
der republikanischen StaatSform in Deutschland zum Ziele
hatte . Außer Rüge find noch eine Anzahl weiterer Angestellten
seiner Nachrichtenzentrale verhaftet worden, darunter der Zahl¬
meister des Freikorps Oberland , ein gewisser Nickel, der Privat¬
sekretär des Herrn Kiefer. Nickel befindet sich in Hast wegen
Unterschlagung zum Nachteil deS Freikorps Oberland . Er legte
entweder keine Abrechnung vor, oder aber die vorgelegten Ab¬
rechnungen waren gefälscht . Einige weitere Verhaftete gehören
dem Mannschaftsstande an . Ferner schweben noch Untersuchun¬
gen gegen eine Reihe anderer Mitglieder der Organisation ,
die aus Schlesien verschwunden find und sich zum Teil in
Oberschlesien aufhalten . Zu diesen Verdächtigen gehört auH
der Oberleutnant v . Seeger , der sich früher in Obergloga«
aufhielt , vor einiger Zeit jedoch nach Kose! flüchtete. Ferne «
besteht ein Haftbefehl gegen den Polizeiinspektor Friedrich, der
sich fälschlich Hauptmann Fritsch nennt und nach München ab¬
gereist sein soll . Das Hauptquartier der Nachrichtenstelle Ober¬
land, das sich bis vor kurzer Zeit im Schloß Bielau bei Neiße
befand, ist von dort weggezogen und vielleicht überhaupt auf¬
gelöst worden.

Verhandlungen des Reichskanzlers
mit Banken und Industrie .

Halbamtlich wird mitgeteilt : Unter dem Vorsitz des Reichs¬
kanzlers haben in den letzten Tagen mehrere Aussprachen mit

-nsjdialmitgliedern des Reichsverbandes d» deutschen Indo -
strie und mit Vertretern der Banke» stattgefunden . Gegen¬
stand war die ernste finanzielle und wirtschaftliche Lage des
Reiches. Von allen Seiten wurde der gute Wille betont »
praktisch und mit besonderen Opfern an dem Problem mitzu¬
wirken, dem Reich die zur Erfüllung seiner Verpflichtungen
notwendigen Mittel zu beschaffen . Die Beratungen find auf
diesem günstigen Boden des Verständnisses und des Entgegen¬
kommens weit vorgeschritten. Um zu einem endgültigen Er¬
gebnis zu , (kommen, bedarf es., jedoch noch der Fühlungnahme
mit den Produktivständen und der Landwirtschaft. Die Nach¬
richten, die über diese Verhandlungen in die Öffentlichkeit ge.
langt find, sind im wesentlichen Vermutungen . Die Bespre-
, -Hungen , die zu den wichtigsten politischen Diskussionen gehö¬
ren , die eine Regierung je zu führen hatte , und die deshalb
sorgfältigster Beachtung aller um den Wiederaufbau Deutsch¬
lands besorgter Kreise verdienen, werden mit den Vertretern
der Bankwelt, wie auch mit solchen der Landwirtschaft in
rascher Folge weiter geführt werden.

Die Generaldebatte über die Steuer -
vorlagen im Reicbswirtscbattsrat .

Der vorläufige Reichswirtschaftsrat setzte am Mittwoch die
Generaldebatte über die Steuervorlagen fort.

v. Siemens (Vertreter der Großindustrie ) : Die gestrigen Be¬
hauptungen Wliffells , daß die Industrie aus egoistischen und
engherzigen Gründen nicht genügend an der Erfüllung de»
Ultimatums mitgearbritet habe; sind falsch und ungerecht. Da »
eine steht fest : Die Substanz hat sich nicht verändert , verändert
hat sich nur der Ertrag ; er allein kann die Grundlage für die
Steuern abgeben . Mit einem Eingriff in die Substanz kann
man Schulden abdecken, aber nicht laufende Ausgaben zahlen.
Das ist ja auch das große Verbrechen des Reichsnotopfers ge¬
wesen, daß der Ertrag nicht zur Schuldentilgung verwandt ,
sondern in den großen Topf geworfen wurde . Selbst wenn
wir aber den Eingriff tun , erhalten wir ja doch nur Papier¬
werte , Papierwerte aber können wir auch durch Steuern be¬
kommen. Unser ganzer Aktienbesitz ist auf 200 Papiermilliar¬
den veranschlagt, das sind 5 Goldmilliiarden. Selbst wenn wir
ein Fünftel unseres ganzen Besitzes in Aktien hergeben , kön-
nen wir damit nur eine halbe Jahresrate unserer Verpflich¬
tungen tragen . Auch die Behauptung , daß die Wirtschaft den
Staat bei der Devisenbeschaffung im Stich gelassen habe, ist
falsch. Nach der Annahme des Ultimatums mußte jeder Den¬
kende den Sturz der Mark vorauSsehen. Wenn die Industrie
damals daran ging, ihre Rohmaterialienlager wieder zu fül¬
len , dann war das keine Spekulation , sondern Vorsicht eines
ehrbaren Kaufmanns .

Redakteur FeU» (von der Regierung berufen ) : Wir stehen
vor drei Probleme« : der Deckung des inneren Bedarfs , der
Beschaffung der äußeren Zahlungsmittel und endlich dem
Problem , üb» das heutige Vakuum hinwegzukommen. Bi»
jetzt sehe ich keinen Weg zur Lösung der genannte « Probleme .
Die jetzigen Steuervorlagen find mit ihrem Aufkommen von
86 Milliarden dies» Weg nicht . Darum ist etwas daxon an
dem Gedanken, die Sachwerte heranzuzirhen , und es nt



Wendig ihn gerade in diesem Gremium zu erörtern . Wir spre¬
chen immer von der drohenden Überfremdung . Tatsächlich
knd wir bereits mitten drin . Bei einem Dollarkurs von 110
jst das Ausland jeden Moment in der Lage, jede Aktie, jedes
Ĝrundstück , jedes Unternehmen zu kaufen. (Bewegung .) Leben
Mir denn nicht schon heute von der Substanz ? Seit dem
1 . April hat sich der Bestand der schwebenden Schuld um 35 )4
Milliarden vermehrt . So nähern wir uns tatsächlich östrrrei -
chischen Zuständen , dem Zustande, wo wir nur noch arbeite »
für das ausländische Kapital . Wenn wir in dieser Weise fort -
fahren , wird der Moment kommen , wo die Schneedecke von No¬
cken sich erstickend auf unsere Wirtschaft legt und wir eine
furchtbare Explosion dieser Decke erleben, weil sie unser Volk
picht mehr tragen kann. So bleibt auch nach meiner Meinung
pur ein Eingriff in die Substanz . Freilich darf man einen
solchen Eingriff , beispielsweise von 20 Prozent , nicht auf die
jSteucrbelastung anrechnen und nicht sagen , die Steuer über¬
steige den Ertrag . Es handelt sich nicht darum , ob wir Sub¬
stanz veräußern , sondern nur darum , ob wir sie geregelt
»der nicht geregelt hinausgehe« lasse«; ob wir sie hinausgehen
Achsen in einer Form » die eine künftige Wievergesundung er-
M- glicht.

Lögele-Mannheim (Fabrikant , vom Reichsrat ernannt ) :
jAuch durch den Eingriff in die Substanz würden wir um die
ständige Vergrößerung des Notenumlaufs nicht mehr Herum¬
hammen, schon darum lehnen wir sie ab . Gelände , Gebäude ,
Maschinen usw. können nur als Goldwerte angerechnet Wer¬
sten , wenn sie Ertrag bringen . Unrentabilität , Stillegung ,
große Erneuerungskosten und ähnliches vermindern den Er¬
trag und heben den Goldwert auf . Und wo sind die „ungeheu¬
ren Reserven" ? Die täglichen Kapitalserhühungen sollten
doch zeigen, daß diese Reserven nur in Rückstellungen und vor.
sichtiger Bewertung der Vorräte liegen . Aber auch diese Re¬
serven werden sich in nächster Zeit erheblich mindern .

Habermann (Handlungsgehilfe ) : Nach der Auslegung , die
Wissell seinem Antrag gegeben hat, können wir uns damit
Einverstanden erklären , nur müssen sich auch die Arbeiter über
die Gefahr klar werden, die eine teilweise Auslieferung unse¬
rer Vermögenssubstanz an das Ausland bedeutet.

Dahl (Freie Berufe ) : Wissell ist von der Planwirtschaft ab.
(gekommen , aber noch immer für eine Gemeinwirtschaft . Ich
Hin gegen die Gemeinwirtschaft, weil ich fürchte, es wird ein
Staatsbetrieb werden und ein Staatsbetrieb ist so ziemlich
ldas Unrationellste, was ich mir denken kann . Ein Weg, den
jR-eParationsbedarf weiter zu decken , wäre vielleicht auch neu¬
zeitliche Organisation , Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit.

, Generaldirektor Wussow (Große Berliner Straßenbahn ) :
Die Wege, die die Regierung beschritten hat , halte ich nicht
sür richtig, einmal , weil sie nicht die erwarteten Erträge lie?
fern , und zweitens, weil die neuen Steuern praktisch undurch.
suhrbar sind . Wir müssen , wie ein ehrlicher Kaufmann , der
(vor dem Konkurs steht, einen Zwangsvergleich versuchen. Rei¬
chen unsere Steuern nicht aus , dann legen wir unsere Bücher
auf den Tisch und sagen, es geht nicht mehr . Die Substanz
aber müssen wir erhalten . (Teilweise Zustimmung .) Bern¬
hardt ruft : „Inzwischen verkauft die Börse unsere Substanz
ßns Ausland !"

Otto Albrecht (Landarbeiterverband ) : Die landwirtschaftli¬
chen Unternehmer sehen die Rentabilität der Landwirtschaft
doch etwas zu schwarz . Kann man Len Konsumenten , die 90
Prozent des Volkes sind, zumuten , immer noch mehr zu
opfern» ohne daß man den Besitz empfindlich angreift ? Bei
Her Landwirtschaft freilich darf nicht der Geldwert , sondern
,nur der Ertragswert zugrunde liegen.

Die Generaldebatte wird geschloffen . Der Antrag Wissell
hv-iiL einstimmig dem Neparationsausschuß überwiesen . Die
Weitere Beratung der Steuergesetzentwürfe wird bis zur Er¬
ledigung des Antrags Wissells im Ausschuß vertagt .

Max Cohen begründet alsdann einen Antrag auf internatio¬
nale Vereinbarungen zur Feststellung von im Auslande be->
sindlichen Vermögenswerten. Leider sei es vielfach Gewohn¬
heit geworden, Guthaben im Auslande in fremden Valuten
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/ Landestbeater.
; »Die Jüdin/ -

' Als zweite Aufführung der neuen Opernspielzeit ging ge-
Kern Halevis „Jüdin " in Szenen neueinstudiert , wie der Zettel
besagte. Leider kann jedoch nicht behauptet werden/daß das
Problem einer stilgemäßen Neueinstudierung des Werkes durch
Herrn Lange einwandfrei gelöst worden wäre . - Gewiß , es
Waren Ansätze dazu vorhanden ; her dritte Akt und das Schluß -
bild durften nach Raumgestaltung und Farbenwirkung befrie¬
digend genannt werden. Daneben aber gab es wieder Wider-
Sprüche und Stillosigkeiten, die verstimmend wirken mußten .
So war der Schauplatz des zweiten Aktes, der ein Zimmer aus
der Wohnung Eleazars vorstellt, hier aber eher einem Schloß¬
bau entnommen schien, in Dimensionen gehalten , die in kein
Verhältnis mit dem kleinen Judenhaus aus dem 1 . Akt zu brin¬
gen waren . Die flatternde Spitzbogeneinrahmung des 4 . Auf¬
zuges (Gefängnis ) paßte zu dem Szenenbild selbst wie die Faust
gufs Auge. In der Darstellung ließen die Massenszenen viel zu
Wünschen übrig , insonderheit wirkten die Straßenaufzüge des
ersten Aktes wie eine üble, pathetisch gestaltete Maskerade . Na¬
türlicher gab sich der Chor (wenigstens zum Teil ) im dritten
Aufzug (Festsaal ), doch hätte man auch hier angesichts der
doch nicht gerade alltäglichen Vorgänge mehr sichtbare : Anteil¬
nahme in Miene, Haltung und Bewegungen gewünscht.

Um die Verkörperung der Hauptrollen machte sich neben Frau
Aracema - Brügelmann , deren Recha gesanglich und
darstellerisch von ausgezeichnetem Können getragen war , vor
allem Herr Zilken als Eleazar verdient . Sein Heller , kräf¬
tiger , biegsamer und charakteristischer Tonfärbung fähiger
Tenor eignet sich auch für diese Partie in hohem Matze. Auch
.als intelligenter Darsteller bewährte sich der Künstler ; sein«
Liebe zu Recha , der Widerstreit zwischen Hatz u . Güte , vor allem
die seelischen Kämpfe im letzten Akt, wirkten echt und lebens¬
wahr . Die fanatische Rachgier allerdings , also eigentlich das
für die psychologische Glaubhaftigkeit dieses merkwürdigen Cha¬
rakters wichtigste , müßte im Blick und seinem Spiel
zioch um einige Schattierungen schärfer und leiden¬
schaftlicher ausgeprägt sein. Herr Nentwig sang
den Leopold mit schöner , weicher , nur an einigen
wenigen hohen Stellen etwas verschleierter Stimme . Sein
Mienenspiel gefiel mir nicht; es war zu viel äußerer Aufwand
und zu wenig inneres Miterleben darin ; Maske ohne Seele !
In der Rolle der Prinzessin offenbarte Frau von
Ernst auch diesmal wieder ihr hervorragendes gesangStech -
nischcs Können, ihre echte Musikalität und ihr feines darstel¬
lerisches Verständnis . Mit guter Stimme , aber etwas lang¬
weilig, sang Herr Giesen den Kardinal . Das Orchester Weite
Unter der Leitung von Kapellmeister Lorentz mit schönem
satten Klang, rhythmischer Straffheit u . schöner Präzision , - och
konnte der Ausdruck im Einzelnen vielleicht noch lebendiger ,
pn Kontrasten und dynamischen Abstufungen reicher, sein. Das
ilmscheinend ausverkaufte Haus spendete der Aufführung herz¬
lichen Beifall . E . Ruf .

stehen zu taffe»; für den eigenen Bedarf ab«, Kredit in An¬
spruch zu nehmen . Da müsse die Regierung die Gelegenheit
haben, regulierend einzugreisen, nicht um Devisen zurückzu,
holen, sondern um wenigstens einmal eine Übersicht Mer das
im AuÄande vorhandene Vermögen zu erlangen .

Der Antrag wird debatteloS einstimmig angenommen ,
ebenso der damit in sachlichem Zusammenhang stehende An-
trag Schweitzer -Marx betr . den Ausbau unserer Außenhandels ,
statistik .

Gärtner (Bergarbeitervertreter ) berichtet namens des sozial¬
politischen Ausschusses über den Gestzntwurf Mer die Arbeits¬
zeit im Stein - und Pechkohlenbergbau, der im Ausschuß ein¬
stimmig bei einer Stimmenthaltung angenommen worden ist.
Der Bericht de» Ausschusses wird genehmigt, auch der Aus¬
schubbericht üb« die Erwerbslosenfürsorge ; das Ergebnis eines
Kompromisses, wird angenommen, ebenso die Ausschußberichte
Mer Aufhebung der Zuckerzwangswirtschaft, über Wochenhilfe
und Wochenfürsorge und über die Festsetzung der Leistungen
und Beiträge in der Invalidenversicherung , die inzwischen be-
reits durch Gesetzgebung erledigt find. ,

Die Möbtaukbebung der wirtscbattlicken
Sanktionen .

Nach der letzten Mitteilung des Obersten Rates , vom 14.
August war die Aufhebung der wirtschaftlichen Sanktionen für
den 16. September ins Auge gefußt, wenn bis 31 . August die
fällige Goldmilliarde bezahlt sei und die deutsche Regierung
ihre Einwilligung zur Schaffung eines interalliierten Organs
zwecks Vermeidung von Diskriminationen bei Erteilung der
Ausfuhrgenehmigung für das besetzte Gebiet erteilt haben
würde . Die deutsche Regierung leistete die fällige Zahlung
und sprach ihre grundsätzliche Einwilligung zur Schaffung
eines interalliierten Organs zur Verhütung von Diskrimina -
tione« in ihrer Note vom 26. August aus . Eine Antwort
wurde bisher dnrauf nicht erteilt . Die schweren wfttschaftli -
chen Folgen , welche nicht nur das Wirtschaftleben des besetzten
Gebietes, sondern ganz Deutschland durch das Fehlschlagen
der - inrch die alliierte Ankündigung erweckten Hoffnungen
erleidet , können, so wird dem W . T .-B . geschrieben , nicht der
deutschen Regierung zur Last gelegt werden, sondern müsse»
von den alliierten Regierungen verantwortet werden.

Kurze polit . NuckrLcbten .
* Zeitnngsverbote . Das frühere Organ der Einwohnerweh¬

ren „Heimatland ", das seit der Auflösung der Selbstsehutzver-
Lände als „ Vaterländisches Wochenblatt" die Hetze gegen die
Reichsregierung mit besonders skrupellosen Mitteln betreibt ,
ist wegen eines Artikels „Bayerns Todeskampf gegen Berlin "
vom bayer. Ministerium des Innern verboten worden . Durch
die Verordnung des Reichsministers des Innern in Berlin ist
hie in Berlin erscheinende „Rote Fahne " vom 16 . bis 17. Sep¬
tember und das in Gotha erscheinende „Gothaer Bolksblatt "
vom 16. bis 22. September, beide auf Grund - er Verordnung
des Reichspräsidenten vom 29 . August, verboten worden.

* Drohender Angestelltenstreik in Frankfurt a . M . Gestern
nachmittag fand in Frankfurt a . M . eine nach Tausenden zäh¬
lende Kundgebung der kaufmännischen Angestellten im Hippo¬
drom statt . Der Zustrom war derart groß, daß eine Parallel¬
versammlung abgehalten werden mußte . Es wurde beschlossen ,
in den einzelnen Betrieben Abstimmungen vornehmen zu las¬
sen und falls sich 76 Prozent dafür erklärten , solle am Diens¬
tag in den Generalstreik getreten werden. Nach Schluß dieser
Versammlung bewegte sich ein Stunden langer Zug durch
die Hauptstraße» der Stadt nach dem Eschenheimer Tor . Nach¬
dem dort noch einige Ansprachen gehalten worden waren , löste
sich der Zug in aller Ruhe auf.

Wadiscke Nebersickt.
Radischer Landtag .

V2 . Karlsruhe , den 15. September .
In der Nachmittagssitzung wurde zunächst über den Nach¬

trag zum Finanzgesetz beraten . Darauf sollen die Teuerungs .
bezöge der Beamten , Angestellten und Staatsarbeiter , die Kin-
- erzuschläge , Pensionen und Hinterbliebenenrenten entspre¬
chend dem Vorgehen des Reiches erhöht werden . Der jähr¬
liche Mehraufwand wird aus ungefähr 73 Millionen Mark ge-
schätzt. Nach einer vom Reichsfinanzministerium bei den Aus .
schußbeiratsorga» des Reichsrates abgegebenen Erklärung
ist beabsichtigt . Len Mehraufwand an Teuerungszuschlägen der
Länder auf die Reichskasse zu übernehmen. Die Vorbereitun¬
gen für die Auszahlung der erhöhten Bezüge sind so getroffen,
- aß alsbald mit dem Vollzug begonnen werden kann.

Abg . Warum (Soz .) berichtete über die Ausschußverhand-
lungen . In zwei Sitzungen kam man einstimmig zu dem An.
trag auf unveränderte Annahme der Regierungsvorlage , die
als dringlich zu behandeln ist. Redner bemerkte, das Reich
werde den Ländern neue Steuerquellen zuweisen müssen, da¬
mit sie ihre Beamten aus eigener Tasche bezahlen können. Die
Bezüge der Geistlichen werden in einer besonderen Vorlage
vorläufig für 1821 neu geregelt werden. Inzwischen wird sich
Geigen, wie weit die kirchlichen Organisationen ihre Steuer¬
kraft anzuspairnen vermögen.

Die Vorlage wurde in erster und zweiter Lesung einstim¬
mig angenommen und das einschlägige Gesuch des bad. Lehrer¬
bundes für erledigt erklärt.

Das Haus setzte dann die Beratung der Gemrindeordnung
fort .

Ein Antrag aus dem Hause will die Wirksamkeit des Ge¬
setzes ab 1 . April 1922.

Abg. Strobel (Soz .) sieht in der Neuregelung wesentliche
Fortschritte . Immerhin hat seine Fraktion verschiedene
Wünsche, die in Anträgen niedergelegt sind . U. a . will sie die
zur Wahlberechtigung nötige Aufenthaltsdauer von sechs auf
drei Monate verkürzen. Die Gemeinden seien leider durch ihre
Finanznot und die Beseitigung der Steuerhoheit gehemmt ,
umso inehr müsse die neue Gemeindeordnung in sozialem
Geiste Anwendung finden, damit sie zum Werkzeug der Ver¬
söhnung und des Wiederaufbaues werde . (Beifall .)

Abg . Dr . Glöckner (Dem .) behandelte die eingetretene we¬
sentliche Verschiebung der gemeinderechtlichen Verhältnisse . Die
Gemeindeordnrmg hat im Laufe der Zeit , seit 1831 , siebzehn
Male geändert werden müssen . Letztes Mal im Jahre 1919.
Beibehalten Hst man die bewährten Grundlagen der alten
Gemeindeverfassung, die dem Magistratssystem entschiedenvor-
znziehen sind . Der da und dort erhobene Vorwurf des Dua¬
lismus von Grmeinderat und Bürgerausschuß treffe keines.
Wegs zu ; denn hier handelt es sich nicht um ein Zweikammer¬
system , sonder » um eine engere, bezw . erweiterte Gemeinde¬
versammlung . Das neue einheitliche Kleid der Gemeinden
bringe erhebliche Verbesserungen. Sehr nützlich können die
sogenannten beratenden und beschließenden Ausschüsse sowie
auch die Schlichtungsausschüsse wirken, lichtere allerdings mit

! einem gewissen Vorbehalt. Vorteilhaft halte ich die Mitwi <«
kung von Gemeindevertretern - beim Berwaltungsgerichtshos.
Redner lobte die Mitarbeit von Praktikern am Entwürfe , wo.
bei er die Oberbürgermeister Dr . Kutzer (Mannheim ) und ,
Walz (Heidelberg) , sowie den Rastatter Bürgermeister Dr .
Renner nannte . Den Vorschlägen der Sozialdemokratie, betr.
Abkürzung der Karenzzeit aus 3 Monate, direkte Wahl de«
Bürgermeister , secksjährige Dienstzeit derselben und Öffent¬
lichkeit der Gemeinderatsverhandlungen vermögen wir nicht
zuzustimmen . Gegenüber eines Zentrumsantrags möchte ich
bitten , es bei der vereinfachten Wahl von Gemeinderäten und
Gemeindeverordneten zu belassen . Unsere Anträge sind meist
redaktioneller Art . Sonst stimmen wir dem Gesetze gerne zu.
das ebenfalls dem Ziele der Wiederaufrichtung unseres Vater¬
landes dienen soll.

Abg. Mager (Dn .) erklärt , dem Gesetz trotz einiger Schön» ,
heitsfehler zustimmen zu können bei der Heraussetzung de,

'
Karenzzeit auf ein Jahr .

Gegen 8 Uhr wurde die Meiterberatung auf Freitag vorm,
S Uhr vertagt .

»
Karlsruhe » den 16. September .

Das Haus beriet vormittags über die einzelnen Paragraphen
der Gemeindeordnung , nachdem sich zur Generalanssvrache
niemand mehr zum Wort gemeldet hatte . Infolge Ablehnung
der Abänderungsanträge bleibt es bei der sechsmonatigen Kar -
renzzeit für die Wahlberechtigung, bei der neunjährigen Dienst-
zeit der Bürgermeister und der Nichtöffentlichkeit der Gemein-. ,
deratssitzungen . 8 34 wurde auf Antrag Schneider-Heidelberg
(Ztr . ) in der Regierungsvorlage wiederhergesteckt . Die Zqh?
der Gemeindeverordneten beträgt darnach : n Gemeinden von,
201—500 Einwohnern 24, 501—2000 Einwohnern 36,
4000 Einwohnern 48, 4001—10 000 Linvolstern 60«
10 001—20 000 Einwohnern 72, über 20 000 Einwohnern 84«

Ziemlich lebhafte Auseinandersetzungen knüpften sich an dcst
§ 50, der in den Absätzen 2 und 3 von der Mitwirkung der;
Geistlichen, Lehrer und Arzte in den Angelegenheiten der Schulq
und Armenpflege handelt.

Schließlich wurde einem Zentrumsantrage zugestimmt, wo¬
nach Geistliche, Lehrer und Ärzte zu den betreffenden Kom» ,
miffionssitzungen eingeladen werden müsse » . Dage¬
gen waren die Sozialdemokraten und ein Teil der Demokrat «:^
Dasselbe Stimmenverhältnis ergab sich bei Annahme des gan«
zen 8 60.

Bei Artikel VII (Bürgergenuß ) kündigte Minister Remmek«
einen Gesetzentwurf zur Änderung des Bürgerrechtsgesetzesan«

Längere Erörterungen beanspruchte Art ' ? st IX . öeireffend
die abgesonderten Gemarkungen . Regierungsseitig wurde er¬
klärt , daß die Zuteilung gegebenenfalls auch an mehrere Ge¬
meinden erfolgen kann. Die restlichen Paragraphen gaben,
wenig Anlaß zu Bemerkungen. Das ganze Gesetz fand darauf
in erster Lesung einstimmige Annahme. Cs soll am 1 . April
1922 in Kraft treten .

Nächste Sitzung Donnerstag , den 22. Septemv -r , nachmstiazss
8 Uhr . Beantwortung der Deutschnationalen Anfragen, betr »
Verbot der „Süddeutschen Zeitung " usw .

Die Teuerungsbezüge.
>1)2 . Artikel 1 des gestern vom Landtag verabschiedeten Ge«

setzes besagt u . a . : Mit Wirkung vom 1 . August 1921 beträgt
der Teuerungszuschlag zum Grundgehalt und zum Ortszu -
schlag für die planmäßigen Beamten in Ortsklasse 93 v . H«,
L . 91 v. H., O. 89 v . H ., V . 87 v . H ., L . 85 v. H. Vom gleiches
Zeitpunkt an erhalten die männlichen außerplanmäßigen Be-)
amten einen weiteren Teuerungszuschlag in der Höhe , daß ihts

. Diensteinkommen nebst Teuerungszuschlag das Diensteinkom¬
men nebst Teuerungszuschlag eines planmäßigen Beamte» der
ersten Besoldungsstufe ihrer Eingangsstufe erreicht. Ähnlich!
sind die Bezüge der weiblichen außerplanmäßigen Beamtest
geregelt . Der Teuerungszuschlag zu den Kinderzuschlägen be«
trägt ab 1 . August 1921 in Ortsklasse B.. 200 v. H ., in S . untzj
O. 175 v. H., in D . und L . 150 v . H .

Entziehung der Rrermerlaubnis kür dis
Abündungsbrenner in Urappelwindeck .
* Das Landesfinanzamt Karlsruhe hat vor 4 Wochen fitz

verschiedenen Tagesblättern eine Warnung ergehen lassen , daH
es künftig sämtlichen Abfindungsbrennern einer Gemeinde dass
Recht auf Abfindung zu brennen entziehen werde , wenn diH
Beamten in ihrer Nachschautätigkeit gehindert werden oder di«!
Nachschau durch Aufstellen von Wachtposten usw . unwirksanß
gemacht wird . Trotz dieser Warnung haben nun kürzlich Ein«
wohner der Gemeinde Kappelwindeck diese Nachschau unwirk«
sam zu machen gesucht. Das Landesfinanzamt hat deshalb
sämtlichen Brennern dieser Gemeinde das Recht auf Abfin«
düng zu brennen , biS auf weiteres entzogen .

Mnterhaltungsklagen gegen Angehörige
der Resatnmgstruppe .

Die Interalliierte Rheinlandkommission hat, wie uns va»
zuständiger Stelle mitgeteilt wird, neuerdings beschlossen, Un«
terhaltsklagen deutscher unehelicher Kinder gegen Angehörigê
der Besatzungstruppen oder Personen , die der Rheinlandkom¬
mission zugeteilt find , vor den deutschen Gerichten der besetztes
Gebiete nicht mehr zuzulassen. Sie befürchtet, daß solche Prag
zesse leicht tendenziös werden könnten und daß es für ein«
Militärperson außerordentlich schwer sei, sich darin zu vertei«
digen : auch dürsten die Besatzungstruppen nicht solchen deut¬
schen Gesetzen unterstellt werden, die dem deutschen Rechte ei¬
gentümliche Vorschriften, wie die Bestimmungen über die Er«
mittlung der Vaterschaft enthielten. Künftighin müssen de»«
halb die Unterhaltsklagen bei dem nach dem Heimatrecht deH
Beklagten zuständigen ausländischen Gerichte erhoben werde«,
Die Besatzungsbehörden find zwar angewiesen, den Klägers
durch Erteilung der nötigen Auskünfte die Anstrengung dey
Klage zu erleichtern. Daß aber die Entschließung der Rhein«
landkommission trotzdem eine erhebliche Erschwerung für diq
Durchsetzung der Rechte der unehelichen Kinder bedeutet, b« ,
darf Heiner weiteren Ausführung .

Die Verfolgung der Mörder Lrzbergers .
Es hat sich jetzt nach einer Münchener Meldung der „Franks-

Ztg .
" herausgestellt , daß der eine der beiden Täter , Schulz»

sich noch bis zum Freitag in seiner Münchener Wohnung aus,
gehalten hat , von wo ihn der unter dem Verdacht der Mitwis¬
serschaft verhaftete v . Killinger im Auto zur Bahn brachte. Deiz
Mittäter , Tillessen, hat München vor acht Tagen verlassen und
zwar am gleichen Tage, als die badische Untersuchungskommis¬
sion in München eintraf . ES liegt die Vermutung nahe, daH
Schulz und Tilleffen rechtzeitig gewarnt worden sind.



D«r . Freiburger Tagespost" wird von besonderer Seüb «uv»
München mitgeteift . es stehe heute schon außer Zweifel , daß
e» sich bei den Mördern an Erzberger um ein weitverzweigtes
«nd gut organisterte » Offizierskimplott handelt . Das hätten
die bisherigen Verhaftungen ergeben, denn sämtliche Verhafte «
ten seien ehemalige Offiziere . Das Blatt ist in der Lage, Mit¬
teilen zu können, daß noch weitere Verhaftungen bevorstehen,
die die Sensation der bisherigen vielleicht noch übextreffen
werden. Unter Umständen würden auch Offiziere in die Ange.
legenheit hineingezogen, die im Krieg nicht unbedeutende Stel .
len in der Armee inne hatten . Ob die in Frage kommenden
Offiziere einer der schon bislang bekannten Organisationen
angehören oder ob es sich um einen »eue« Gehrimbund han¬
delt zur systematischen Beseitigung maßgebender Pvlitiker der
kepublil , ist bis zur Stunde noch nicht soweit aufgeklärt , daß
eine Veröffentlichung in der Presse in Frage kommen könnte.
Die aus dem Kapp-Putsch des Frühjahrs 1820 bekannte Bri¬
gade Ehrhardt spielt eine gewisse Rolle, wenn auch eventuell
nur insofern , als eine größere Anzahl ihrer Offiziere Mitglie¬
der des Komplott» sind . Offenbar ist die Zentrale der Orga¬
nisation in München, doch sind daran wahrscheinlich nur Nord¬
deutsche beteiligt.

Der «Ulmer Zeitung " zufolge haben» ErzbevgerS Mörder
Schul, »uh Tillessen in der Nacht aus DienStag den IS. in
etuem Ulmer Hvtel übernachtet. Die Nacht ans Mittwoch hat
Tillessen in einem andere» Ulmer Hotel verbracht und sich mit
seinem vollen Namen in das Fremdenbuch eingetragen . Es
bleibt abzuwarten , ob hier nicht wieder eine absichtliche Irre -
führung vorliegt , doch haben sich schon Anhaltspunkte ergeben»
daß die beiden Attentäter über Ulm geflüchtet sind.

AIS Täter bei der Ermordung Erzbergers kommt, wie die
mehrheitssozialistische Korrespondenz meldet, der angebliche
Leutnant Hütter , der sich in Potsdam gestellt hatte , nicht in
Frage . Die Abteilung I der Berliner Polizei war schon früher
auf ihn aufmerksam geworden und hatte sein Lichtbild der
Staatsanwaltschaft nach Offenburg gesandt. Diese teilte dar¬
auf mit , daß Hütter als Täter nicht in Frage komme . Aus
derselben Quelle werden in den nächsten Tagen die Bildnisse
von Tillessen und Schulz plakatiert werden, um die Verfol¬
gung zu erleichtern.

Ein T .-U.-Bericht aus München besagt : Den vereinten Be¬
mühungen der Münchener Kriminalpolizei und der basische»
Staatsanwaltschaft ist es gelungen , Klärung in die Verschwö -
rung zu bringen» der Erzberger zum Opfer gefallen ist. ES
handelt sich hierbei um einen der Geheimbünde, die in Bayern

von landfremden Leuten gegründet worden find. Einer dieser
Berfchwörungsbünde, der unter dem Namen „Organisation O-
bekannt war , ist durch die schon gestern gemeldete Verhaftung
der siebe« ehemaligen Offiziere aufgedeckt worden.

„Tie Mördersucke".
Unter dieser Überschrift ergeht sich der Karlsruher „Rrfi-

denzanzriger " vom 13 . ds. Mts . in längeren Ausführungen
über das Verfahren zur Ermittlung der Mörder Erzbergers .
Er stellt eine Anzahl müfsiger Fragen , um dann seinerseits
eine mehr oder weniger weitläufige Antwort darauf finden
zu können. Er verdächtigt auf der einen Seite die badischen
Strafverfolgungsbehörden der Unfähigkeit und mangelnden
Entschlußkraft ; er tut dies aber nur in allgemeinen Redens¬
arten , die zeigen, Haß ihm ein näherer Einblick in die tatsäch¬
lichen Vorgänge fehlt. Auf der anderen Seite hält er es für
angebracht, im Gegensatz zu den badischen , die mit den Ermitt¬
lungen befaßten Berliner Beamten entsprechend herauSzu -
streichen.

Zum Schluß dieses eigenartigen GereLeS bringt er es aber
doch wieder Artig , um Zuversicht und um Vertrauen zu den
Fähigkeiten und dem guten Willen der Behörden zu werben.
Das ganze ist offensichtlich ein aus dem «Mannheimer Tage¬
blatt " vom 10. ds. MtS. abgeschriEbener Artikl eines «Kri¬
minalisten " . Dieser Artikel ist aber nichts anderes als die
von einem anderen KarSruher Blatt abgelehnte Arbeit eines
Zeilenschreibers, dem es »bei dieser Gelegenheit nicht auf die
Sache, sondern aufs Geldverdienen ankam.

Lum Ml Lrzberger
richtet der «Karlsruher Volksfreund " einen offenen Brief an
den früheren Reichskanzler Prinzen Max vo» Baden . Er
richtet an diesen die Frage , warum er, als der damals verant¬
wortliche Leiter der deutschen Politik , als der damalige Kabi¬
nettschef, niemals zu den von nationalistischer Seite 'erhobenen
Behauptung Stellung genommen habe, in denen Erzberger
vorgeworfen wurde, sich zur Führung der Vbrhandungen von
Eompiegne gedrängt , und bei diesen Verhandlungen Deutsch¬
land verraten und verkauft, die deutsche Handelsflotte in der
leichtfertigsten Weise ausgeliefert zu haben usw. Nachdem sich
nunmehr im „Berliner Tageblatt " vom 13. September auch
Herr Dr . Arnold Brecht, ehemals Geheimrat in der Reichs¬
kanzlei zur Zeit , als Prinz Max noch Reichskanzler war , auf
Grund seinett» Kenntnisse, die er als damaliger Protokollfüh¬
rer besitzt, festgestellt habe, daß in der Tat Prinz Max Erzber¬

ger z« Übernahme der Aufgabe « ftverrmlaßt habe, müsseder Pwnz sich äußern , sowohl um des Ermordeten wie auchum seiner selbst willen.

Nus der Landesbauptstavt.
Vom 42. deutsch« Arztetag i» Karlsruhe.

Der zweite Tag der Beratungen des Leipziger Ärzteverbander
galt , wie berichtet wird, zum großen Teil der Tarifvertrag ».
Politik. Nachdem die Anfangszeit des Verbandes zum große«
Teil vo« Kämpfen mit Krankenkassen ausgefüllt gewesen wa¬
ren» sind im Laufe der Jahre beide Parieren dahin gekom¬
men, durch zentrale Tarijvereinbarungen Kämpfe nach Mög¬
lichkeit auszuschließen. Es hat sich aber gezeigt, daß Tarif¬
verträge , die von den Spitzenorganisationen mit Geltung für
ganz Deutschland abgeschlossen werden, zu wenig die Beson¬
derheiten und Teuerungsverhältnifle »einzelner Lqndesteile
berücksichtigen , so daß die Tarifvertragspolrtik auch mancherlei
Unzufriedenheit erregt hat . Dazu kommt , daß besonders i«
letzter Zeit die Geltungsdauer der vereinbarten Tarife gegen,
über dem sprunghaften Wechsel der Teuerung sich als zu wng
erwiese« hat . Dem Anträge des Vorstandes gemäß hat sich
aber die Hauptversammlung grundsätzlich wieder auf den Bo¬
den der Larifvertragspolikk gestellt und folgenden Beschluß
gefaßt :

Die am Iß . September 1881 in Karlsruhe tagende Haupt¬
versammlung des Leipziger Verbandes billigt die Fortsetzung
de» Tarifabkommens mit den Kaffenhauptverbänden , verlangt
aber , »amentlich mit Rücksicht auf die sich neuerdings wieder
verschärfende allgemeine Teuerung eine angemessene Erhöhung
des jetzigen Tarife » mit Rückwirkung vom 1. Juli 1821 . Im
besonderen erklärt sie sich damit einverstanden , daß der Leip¬
ziger »Verband in Gemeinschaft mit den Kaffenhauptverbänden
Vorschläge für eine neue Gebührenordnung ausarbeitet , die
am 1 . April 1982 an die Stelle der jetzt geltenden treten
könnte. Der Vorstand wird ersucht , alle Verhandlungs - und
Instanzenwege schnellstens zu erschöpfen und im Falle des
Scheiterns der angebahnten Verhandlungen eines Beirats oder
außerordentliche Hauptversammlung einzuberufen , um wei¬
tere »schritte zu beraten ."

Mit den Unsallberufsgenössenschaften, mit denen bisher all¬
gemein gültige Vereinbarungen überhaupt noch nicht bestehen,
schwebe« zurzeit erstmalig Tarifvertragsverhandlungen . Mit
den privaten Unfallversicherungsgesellschaften sind solche auch
im Gange : indessen sind die von den Gesellschaften angeboteneu
Gutachtengebühren als zu niedrig einmütig abgelehnt worden.

kacliLclieL I.ancle5iliea1en.
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Der Distrikt « Irnberg " der Gemeindejagd der Stadt
Eberbach ist infolge Ablebens des Pächters mit sofor¬
tiger Wirkung neu zu verpachten. K .S93

Versteigerung findet auf dem Rathause in Eberbach

am Freitag, 30. September 1921,
vormittags 11V, Uhr. statt.

Plan und Bedingungen versendet auf Anfrage das
Bürgermeisteramt .

GtzerVach (Baden ), den 14. September 1921 .
« emeinderatr Or . Weiß .

junge I-eulö ß
die zur See fahren wollen,
erhalten vorher Aufklärung
« . Rat . Auskunftei, Hamburg
8«, Schließfach112 . Z . 83 .

In gr. Stadt , Nähe
Karlsruhe K .594

m 10 Zimmern , Rebenr .,
gr - Garten , Gas , Warm¬
wasserheizung, Linoleum-
u. Pitschböden, wegzugs¬
halber sof zu verkaufen.

Näheres unt . Nr - 1567 .
IvmMleii- IlekMliiW-

lukllrciukt flreM j l!» . .
stinOm. pkirl «zM . jv.

Telephon 51519 .

In Bade- und Kurort d .
Albtales, terassenart . geb .Älbtales, terassenart . geb .

m . 15 Zimmern , 2 Kam¬
mern , gr - SpeisesaahBad ,
Waschküche, Ziergatt , mit
Pavill ., elektr. L-, Wafler-
leitg., eigeneQuelle , best-
geeign- f. Pension od - Sa¬
natorium , entlastungsh .
sof . zu verkaufen. Preis
Mk . 450 000. Anzahlung
nach Übereinkunft. K .595

Näheres unter Nr . 1638.

kMllnl »« sj,edles , e, ..
ki,leim . pslelüMts . lS.
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Geschenkbücher für die Hausfrau !
Die Frau und ihr Haus / Die Heimat auf demLande^

Zeitschrift für Kleidung, Gesundheit , Körperpflege und Wohnungsfragen . Monatlich
1 Heft mit vielen Schwarz-weiß-Zeichnungen- Preis im Quartal Mk- 3 .—.

Probehefte werden auf Verlangen zugeschicktl
Ein Geschenkbuch für unsere deutschen Töchter.^ /vUOU ^ Iltt '^ - tlltVIllvhltlvltt « Mt zahlreichen Abbildungen und erläuterndem

Text . Von Hermine Steffahnh unter Mitarbeiterschaft von Doris Kiese¬
wetter . Preis geb . Mk - 7 .—.

Einfache Kleider , Unterkleidung, Wäsche. 143 Vorbilder zu Kleidern.Mänteln und Unterkleidung verschiedenster Art für Straße , Haus , Berufe , junge
Mädchen, junge Frauen , ältere Damen . Zusammengestellt aus der Zeitschrift „Neue
Frauenkleidung und Frauenkultur ". Preis Mk. 6 .50.

Dieses Heft wendet sich haupsächlich an solche Frauen, die sich nicht unbedingt allen
Modewandlungen unterwerfen und die darauf scheu , der ernsten Zeit zufolge in ihrer äußeren Er¬
scheinung einfach und unauffällig zu wirken.

131 Vorbilder für deutsche Kleidung, Wäsche und Hand -"0141 misvl - V öl arbeit . Herausgegeben von der Schristleitung der Zeit»
schttft «Neue Frauenkleidung und Frauenkultur " . Dritte Auflage. Preis Mk. 6 —.

DaS Merkchen bringt Abbildungen von Kleidern, Wäsche , Schürzen , Mäntelchen und
Häubchen für unsere Kleinsten und für Kinder bis zu 12 Jahren , dazu gut verslSMiche Beschreibung
und Anleitung , sowie Stickerei- und HSkelmuster und Schnittübersichten.

Das Kleid der arbeitenden Frau . ^
der Zeitschrift „Neue Frauenkleidung und Frauenkultur " . Preis Mk- 2.50.

Diese Veröffentlichung bringt praktische Vorschläge für dir Kleidung in den wichtigsten
Frauenberufen .

Eine neue Art, ohne besondere Vorkenntnisse billige
Kleider herzustellen. Von Marie Thierbach . Mit

15 Abbildungen und 1 »Schnittmusterzeichnung. Zweite Auflage . Preis Mk. 5.50. -

(

(
(

G . Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag , Karlsruhe in Baden.
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übernommen oder
belieben.

kostscblieökLeb 10.

U .971 . Trtberg . Im Kon.
)kursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns
OSkar Ego« Wehrte kn
Furtwcmgen ist Termin
zur Prüfung der nach¬
träglich angemeldeten For¬

derungen auf
Dienstag . 18. Okbr. 1921»

vormittags 9 Uhr,
vor dem Amtsgericht hier»
Zimmer Nr . 6 . bestimmt.
Triberg , 12. Sept . 1921.
Der Gerichtsschreiber
Bad. Amtsgerichts.

Y .982 . Bühl . Über den
Nachlaß des am 28. Febr .
1931 verstorbenen Han-
delsmanns Josef Rosen¬
feld wurde heute am 14.
»September 1921, nachmit¬
tags 2 Uhr, das Konkurs¬
verfahren eröffnet, da der
Nachlaß überschuldet ist.
Rechtsagent Karl Christ
in Bühl wurde zum Kon¬
kursverwalter ernannt .
Konkursforderungen sind
bis zum 7 . Oktober 1921
bei dem Gerichte anzu¬
melden. Es wurde Ter¬
min anberaumt vor dem
diesseitigen Gerichte zur
Beschlußfassung über die
Beibehaltung des ernann¬
ten oder die Wahl eines
anderen Verwalters , so.
wie .über die Bestellung
eines Gläubigerausschus¬
ses und eintretendenfalls
über die in Z 132 der KO.
bezeichnet « Gegenstände
und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
auf Freitag , den 14. Otto ,
cher 1921 , nachmittags 4
Uhr. Allen Personen» wel¬
che «ine zur Konkursmasse
gehörige »Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs¬

masse etwas schnldig sind ,
wurde aufgegeben, nichts
an den Gemeinschuldner
zu verabfolgen oder zu
leisten, auch die Verpftich-
tung auferlegt , von dem
Besitze der »Sache und von
den Forderungen , für wel¬
che sie aus der »Sache ab.
gesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen» dem
Konkursverttxllter bis zum
7. Oktober 1921 Anzeige
zu machen .

Bühl , 14. Sqtt . 1SS1.
Der Gettchtsschreiber des

Bad . Amtsgerichts.

MiMilSW .
Die Prüfung s»r den

Straßen - und D«« meister.
dienst betr.

Am 24. Oktober d. IS .
beginnend wird eure Prü¬
fung für den Stt »Grn. ».
Dammeisterdienst hier ab¬
gehalten werden. Gesuche
um Zulassung find unter
Anschluß der erforderlichen
Nachweise längstens bis
zum 15. Oktober d. Js .
schriftlich hierher einzu-
rckichen . Die die Zulas¬
sungsbedingungen enthal¬
tende Verordnung vom 19.

März 1900 Nr . 5466 kann
bei den Wasser- u . Stra¬
ßenbau - und den Rhein-
bauinspekkionett sowie auf
unserer Kanzlei eingesehen
werden. U .998
Karlsruhe , 13. Sept . 1921.
Oberdirektioa des Wasser -

und Straßenbaues .

Vergebung vo» Tief-
Sauarbeiten für die Her¬
stellung des Bahnkörpers
einer Teilstrvcke der Ne¬
benbahn Breiten —Kürn -

bach, eiuM . « nes Bach-
durchlasies beiderseits der
Landesgrenze bei Breiten ,
nach der Verdingungsord¬
nung des bad. Finanzmi¬
nisteriums vom 3. Jan .
1907 und zwar : Aushub
rd . 13000 cbm , Ab - und
Andecken von Böschungen
rd . 6808 qm, Wegherstel¬
lung rd. 700 qm, Aushub
der Fundamente rd. 170
odm, Mauerwerk der
Fundamente , Widerlager
und des Gewölbes etwa
160 edm . Bedingnisheft
nnd Pläne liegen nur in
unserem Geschäftszimmer
zur Einsicht auf ; Angc-
botsvordrucke werden da-

,elbst nur an persönlicher,
scheinende Bewerber ab¬
gegeben . Angebote sind mit
der nötigen Aufschrift ver¬
schlossen, bis spätestens
Dienstag , den 4. Oktober,
vorm. 11 Uhr, an uns ein.
zusenden. U .999 .2.1

Bretterch 16. »»Sept . 1921.
Bahnbauinspektion.

Öffentliche Versteigerung
gegen Barzahlung , Fund¬
sachen vom 2. Vierteljahr
1921 und unanbringliche
Güter , darunter 1 Kinder¬
sportwagen, Schneeschuhe ,
photogr. Apparate , Fern ,
gläser , 2 Autoschläuche »
Herren , n . Damenuhren »
Armbänder , Ringe , 1 Al-
pakka-Eßbesteck am Diens¬
tag und Mittwoch, den 27.
und 28. September 1921,
vormittags 8 Uhr, u. nach,
mittags 2 Uhr beginnend,
in dem Versteigerungs¬
raum Karlsruhe Haupt¬
bahnhof (Eingang Maxau ,
bahnhof) . Die besonders
genannten Gegenstände
werden von 10 Uhr vor¬
mittags an ausgeboten .
Karlsruhe , 15. »Sept . 1921.
Materialamt der Eisen -
bahn-Generalbirektion .

Sad . Kinnerrgüter -
verkehr , Urrkrhr

Kaden-Kad. Urbe«-
staljrre», Kad .-Würt¬
temberg. ««d Kad.-
Kayerischer Guter -

uerüehr»
Auf den 1 . Oktober 1921

scheiden die Stationen
Heidingsfeld West und
Würzburg Hbf . als ba.
dische, die Stationen Bte-
berehren und Röthingen
(Ufr) Bahnhof als würt -

tembergische Stationen
aus den Tarifen aus . Sie
erscheinen von nun an
ausschließlich als Statio¬
nen des rechtsrheinisch¬
bayerischen Netzes der
deutschen Reichsbahn. Zum
badiich -baherischen Tarif
wird ein Nachtrag (VH )
ausgegeben . A .993
Karlsruhe . 13. Sept . 1921,

Eisenbahn -Generaldikek»
tio».

WoftoVstverketzr
Fraukreich -Ieursch -

iand .
Mit sofortiger Wirkung

wird auf den Grenzüber¬
gangsstationen Breisachs
Kehl , Neuenburg u . Win¬
tersdorf für »Sendungen
Mostobst von Frankreich
nach Deutschland eine be¬
sondere allgemeine Zollab¬
fertigungsgebühr von 20
M . für den Wagen erho-
ben. D .WS
Karlsruhe , 8. Sept . 1921.

Eisenbahn -
Generaldirkstion ,
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